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Knut Dethlefsen

Leiter der Friedrich-Ebert-Stiftung in Polen

Liebe Leserinnen und Leser,

Willy Brandt hat einmal gesagt: „Freiheit ist das Wichtigste.“ Heute leben 
Deutsche und Polen mitten in Europa in Freiheit und in Frieden. Das ist nicht 
selbstverständlich. Viele haben für diesen Frieden und diese Freiheit ge-
kämpft, insbesondere die Bürgerinnen und Bürger Polens. Ich denke dabei 
besonders an die Gewerkschaft Solidarność, deren 30-jähriges Bestehen wir 
2010 feiern. Ich denke an die friedliche Revolution 1989 in Ostmitteleuropa. 
Ich denke daran, dass wir es in den letzten 20 Jahren zusammen geschafft 
haben, die Teilung Europas weitestgehend zu überwinden. Das ist auch das 
Ergebnis der Politik von Willy Brandt. Vor 40 Jahren, am 7. Dezember 1970,  
reiste Brandt als deutscher Bundeskanzler nach Polen und unterzeichnete 
den Warschauer Vertrag. Damit öffnete er den Weg zur Partnerschaft zwi-
schen Deutschland und Polen. Mit dem Kniefall vor dem Denkmal der Hel-
den des Warschauer Ghettos setzte Brandt den Grundstein für die Aussöhn- 
ung zwischen Deutschen und Polen. Mit dem Konzept „Wandel durch An- 
näherung“ wollte Brandt die Konfrontation der Blöcke aufbrechen. Polen 
sah er dabei als Eckstein und moralische Mitte seiner Ostpolitik. Diese Neue 
Ostpolitik hat wesentlich dazu beigetragen, die Teilung in Europa zu über-
winden. Bis heute hat dieser europäische Weg der Versöhnung Vorbild-
charakter für Krisen- und Konfliktregionen in aller Welt. 

Präsident Aleksander Kwaśniewski hat zum 20-jährigen Jubiläum der Fried- 
rich-Ebert-Stiftung in Warschau gesagt, dass die deutsch-polnischen Bezie-
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hungen kein Selbstzweck sind. Vielmehr haben Polen und Deutschland ge-
meinsam die Möglichkeit, zum neuen Motor der Europäischen Union zu 
werden. Welche Herausforderungen und welche Chancen darin für Europa 
liegen, diskutiert Bundeskanzler a.D. Gerhard Schröder in dieser Vorlesung. 
Während seiner Kanzlerschaft hat Schröder die Bundesrepublik noch stärker 
in die Mitte Europas geführt. Er hat im Sinne Willy Brandts am Zusam-
menwachsen von Europa gearbeitet und sich erfolgreich für die Aufnahme 
Polens in die Europäische Union eingesetzt. Außerdem hat der studierte 
Jurist die Gründung des Willy-Brandt-Zentrums in Breslau angeregt, um die 
Wissenschafts- und Kulturbeziehungen zwischen Polen und Deutschland zu 
vertiefen.

Gerhard Schröder beschreibt in seinem Vortrag vor allem die gemeinsame 
europäische Außenpolitik als größte Herausforderung Europas. Er fordert, 
dass die Union künftig außenpolitisch mit einer Stimme spricht, um neben 
China und den USA zum entscheidenden Pol in der globalen Politik zu wer-
den. Er hebt auch hervor, dass die EU strategisch wichtige Nachbarstaaten 
wie Russland im Rahmen einer verlässlichen Partnerschaft enger an sich 
binden muss, um ein gemeinsames Sicherheitsnetzwerk zu knüpfen. Hier 
liegt auch die größte Chance Europas: Nämlich durch eine Politik der guten 
Nachbarschaft als europäische Wertegemeinschaft weiter zusammen zu 
wachsen. Diese vertrauensvolle Basis sieht Schröder als Grundlage, um zu-
künftigen Herausforderungen auf europäischer Ebene gemeinsam zu begeg-
nen. 

Polen und Deutsche verbinden dabei nicht nur gemeinsame Werte. Zu- 
sammen tragen wir auch eine historische Verantwortung. Das Geschehene 
darf nicht vergessen werden und muss sowohl heute als auch in Zukunft 
verantwortungsbewusst erinnert werden. Dies ist die Grundlage für ein ge-
meinsames Europa, ein Europa in Freiheit und in Frieden.

Nun wünsche ich Ihnen eine anregende Lektüre!
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Prof. Dr. habil. Marek Bojarski

Rektor der Universität Wrocław

Sehr geehrter Herr Altbundeskanzler, sehr geehrter Herr Präsident, 
sehr geehrter Herr Ministerpräsident, sehr geehrter Herr Direktor	   
der Friedrich-Ebert-Stiftung, meine Damen und Herren

 
Es ist mir eine außerordentliche Freude und Ehre, dass ich so namhafte Gäste  
in den Mauern unserer Universität begrüßen darf. Seit Jahren beteiligt sich die 
Universität Wrocław an gewichtigen Diskussionen zwischen Wissenschaftlern, 
Politikern und Kulturvertretern. Wir bemühen uns, Dinge aufzugreifen, die uns  
alle angehen, insbesondere Fragen der internationalen Zusammenarbeit. 

Unsere Hochschule blickt auf eine über 300-jährige Geschichte zurück. Ihr 
Grundstein wurde zu Beginn des 18. Jahrhunderts gelegt, als Schlesien noch 
zu Österreich gehörte. In den vergangenen Jahrhunderten änderten sich die 
Staatsgrenzen und damit auch die staatliche Zugehörigkeit der Stadt Breslau/
Wrocław. Die religiösen Zusammenhänge änderten sich ebenso wie die Natio- 
nalitätsverhältnisse. Die Stadt und ihre Umgebung entwickelten sich jedoch  
am besten in Zeiten, in denen verschiedene Nationen und Bekenntnisse es  
verstanden hatten, friedlich miteinander zu arbeiten und zu wirken. Im näch-
sten Jahr werden wir den 200. Jahrestag der Universitätsgründung in Breslau/
Wrocław im großen Stil feiern. Der Gründungsvater war der König von Preu-
ßen. Unter den Gelehrten der Universität befand sich so manch weltberühm-
ter Wissenschaftler. Hier arbeiteten und studierten auch Polen. Nach 1945 
kam Niederschlesien zum polnischen Staat, in der Geschichte der Universi- 
tät Wrocław begann eine neue Etappe. Damals kamen Wissenschaftler aus 
Lemberg/Lwów und anderen Städten nach Breslau/Wrocław. Sie brachten sich 
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voller Hingabe in den Wiederaufbau ein. Es ist unser Wunsch, dass diese drei 
Traditionen unserer Hochschule – die österreichische, die preußisch-deutsche 
und die polnische – nicht vergessen, sondern gepflegt werden, denn sie ber-
gen einen unschätzbaren Wert. 

Es hat sich bereits eingebürgert, dass auf Initiative der Vertretung der Fried-
rich-Ebert-Stiftung in Polen nach Beginn des neuen akademischen Jahres an 
den ersten Oktobertagen ein renommierter Vortrag aus dem Zyklus „Willy-
Brandt-Vorlesung“ gehalten wird. 2002 entstand an unserer Universität eine 
einmalige Einrichtung, nämlich das Willy-Brandt-Zentrum für Deutschland- 
und Europastudien, die den Anstoß dafür gab, dass die Stiftung sich auf so 
besondere Weise in Breslau/Wrocław engagiert. Es ist die Frucht der gedeihli- 
chen Zusammenarbeit unserer Hochschule und des Deutschen Akademischen  
Austauschdienstes (DAAD), einer Institution, die sich um die Förderung der 
Wissenschaft und der Entwicklung der internationalen Wissenschaftskontakte 
sehr verdient gemacht hat. Gestatten Sie mir, daran zu erinnern, dass Herr 
Altbundeskanzler Gerhard Schröder und Herr Ministerpräsident Leszek Miller, 
die heute beide hier anwesend sind, Zeugen und gewissermaßen Schirmherren 
der Unterzeichnung des Gründungsaktes des Zentrums gewesen sind. Es ist 
mir ein Bedürfnis, meine sehr geehrten Herren, Ihnen ein weiteres Mal dafür 
zu danken, dass Sie die Idee der Gründung des Zentrums unterstützt haben. 
Ich bin überzeugt davon, dass die Arbeit des Zentrums hervorragend dazu 
dient, unsere Völker einander näher zu bringen, wissenschaftliche Forschung 
zu betreiben und zu präsentieren, den Meinungsaustausch zum sozialen, po-
litischen und wirtschaftlichen Leben in Deutschland, Polen und Europa zu 
fördern. Ich möchte auch unserem deutschen Partner für die enge Zusam-
menarbeit in Sachen Zentrum danken. Es war für mich ein bewegender 
Augenblick, als ich vor einigen Tagen die Ehre hatte, Dr. Christian Bode, dem 
Generalsekretär des DAAD, die Goldene Medaille unserer Universität zu über-
reichen und auf diese symbolische Weise die Dankbarkeit unseres universi-
tären Umfelds zum Ausdruck zu bringen. An diesem Tag erhielt auch Prof. Joël 
Monéger aus Frankreich eine Medaille unserer Universität. So fand die Idee 
des „Weimarer Dreiecks” zur Zusammenarbeit und Annäherung Deutschlands, 
Frankreichs und Polens ihre praktische Ausprägung. 
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Der Vortrag des Herrn Altbundeskanzlers Gerhard Schröder findet zu einem 
besonderen Zeitpunkt statt. In diesem Jahr wird der 40. Jahrestag des Be- 
suchs Willy Brandts in Warschau und der Unterzeichnung des Vertrags über 
die Grundlagen der Normalisierung der gegenseitigen Beziehungen zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und Polen 1970 begangen. Dieser Akt  
hatte die Aufnahme diplomatischer Beziehungen zwischen unseren Ländern 
ermöglicht und den Weg zu allmählicher Versöhnung und Verständigung 
geöffnet. Ein wichtiges Ereignis war der symbolische Kniefall des Bundes-
kanzlers vor dem Denkmal zu Ehren der Ghettohelden in Warschau. Diese 
spontane Geste eines deutschen Politikers, die von den Kommunisten sorg-
fältig aus der öffentlichen Berichterstattung herausgehalten wurde, wurde 
zu einer Ikone der deutsch-polnischen Versöhnung. 

In diesem Jahr jährt sich zum 20. Mal  die Unterzeichnung des Grenzvertrags 
durch Polen und das vereinte Deutschland. Dieser Vertrag beendete die 
jahrzehntelangen Streitigkeiten und Kontroversen um den Status Quo und 
wurde zum Fundament der neuen deutsch-polnischen Beziehungen, da er 
die Potsdamer Festlegung in der Frage des Grenzverlaufs bestätigt. 

Im Rückblick auf die letzten zwei Jahrzehnte kann man erklären, dass unsere 
bilateralen Beziehungen sehr gut sind und sich auf eine für europäische 
Staaten typische Weise gestalten. Deutschland und Polen sind zu wichtigen 
politischen und wirtschaftlichen Partnern geworden. Die guten Beziehungen 
spiegeln sich nicht nur im politischen Bereich, sondern auch in der sozialen 
und privaten Sphäre wider. Vor Deutschland und Polen stehen jedoch ge-
waltige Herausforderungen, denen wir uns in den kommenden Jahren stel-
len müssen. Die Ebene der Zusammenarbeit werden Europa und andere Re- 
gionen in der Welt sein. Der Stand und die Effekte dieser Zusammenarbeit 
werden das Niveau der gegenseitigen Beziehungen prägen.
 
Vielleicht finden diese und andere Fragen ihren Platz in der Rede des Herrn 
Altbundeskanzlers. Uns allen wünsche ich eine interessante Diskussion und 
viele Denkanstöße. 
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Gerhard Schröder

Bundeskanzler a.D.

Die Europäische Union in der globalisierten Welt 
– Herausforderungen und Chancen für Polen und Deutschland

Vor rund zehn Jahren habe ich als Bundeskanzler in einer Rede vor beiden 
Kammern des polnischen Parlaments die Einrichtung eines „Willy-Brandt-
Zentrums“ vorgeschlagen. Ein Forschungszentrum, das unsere Wissenschafts- 
und Kulturbeziehungen weiter vertiefen sollte. Aber mehr noch: Es sollte 
besseres Kennenlernen und vertieftes Verstehen zwischen Polen und 
Deutschen ermöglichen.
 
Am 18. Juni 2002 konnte ich hier in diesem wundervollen Saal – gemein-
sam mit dem damaligen Ministerpräsidenten Leszek Miller – an der Grün-
dung dieses Willy-Brandt-Zentrums teilnehmen. Deswegen ist es für mich 
eine große Freude, in diesem Jahr die Willy-Brandt-Lesung Ihres Instituts 
halten zu dürfen. Ich danke der Friedrich-Ebert-Stiftung, dass sie diese Ver-
anstaltung ermöglicht hat. 

In den vergangenen acht Jahren hat es das Willy-Brandt-Zentrum geschafft, 
sich international den Ruf eines wichtigen Forschungsinstituts zu Deutsch-
land und zu Europafragen zu erwerben. Und, lieber Herr Direktor Ruchnie-
wicz, niemanden freut das mehr als den Initiator. Das Willy-Brandt-Zentrum 
reiht sich ein in den Ausbau des Dialogs der Zivilgesellschaften unserer bei-
den Länder. Als Beispiele können das deutsch-polnische Jugendwerk ge-
nannt werden, aber auch die Europa-Universität „Viadrina” in Frankfurt an 
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der Oder mit dem Collegium Polonicum. Ich habe diesen Austausch der 
Zivilgesellschaften während meiner Amtszeit immer sehr unterstützt, insbe-
sondere den Ausbau der Viadrina-Universität und des Jugendaustausches. 
Weil ich zum einen davon überzeugt bin, dass Deutschland gegenüber Po- 
len in einer besonderen historischen Verpflichtung steht. Aber auch, weil ich 
glaube, dass eine der Ursachen für die Katastrophen des 20. Jahrhunderts 
das Fehlen einer konstruktiven Nachbarschaft zwischen Polen und Deutsch-
land war. Und eine solche Nachbarschaft beginnt zuallererst mit den Kon-
takten zwischen den Bürgern unserer beiden Länder.

Als Nachfolger von Willy Brandt in zwei Ämtern – als Bundeskanzler und als 
SPD-Parteivorsitzender – bin ich geehrt, hier reden zu dürfen. Seine Ent-
spannungspolitik hat dazu beigetragen, den Eisernen Vorhang zwischen Ost 
und West zu überwinden. Und das Motto seiner Regierung, ein „Land der 
guten Nachbarschaft” zu sein, war vor allem für das deutsch-polnische Ver-
hältnis wichtig. Wir erinnern uns an die Unterzeichnung des deutsch-polni-
schen Vertrages vor 40 Jahren, der – wie es Brandt damals sagte – eine 
Brücke zwischen unseren beiden Staaten und Völkern schlagen sollte. Die 
Unverletzlichkeit der westlichen Staatsgrenze Polens anzuerkennen und auf 
jeglichen deutschen Gebietsanspruch zu verzichten, das war vor 40 Jahren 
für einen deutschen Politiker ein äußerst mutiger Schritt.

Die Politik der Ostverträge wurde in der Bundesrepublik Deutschland, das 
sollte nicht vergessen werden, hart bekämpft – von der damaligen konser-
vativen Opposition und Teilen der Medien. Heute wissen wir, dass diese 
Politik zugleich richtig und weitsichtig war. Die Ostverträge ermöglichten 
auch den Prozess der Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa in den 70er Jahren. Die Schlussakte von Helsinki hat mit ihrer Bot-
schaft des Friedens und der Achtung der Menschenrechte in ganz Europa, 
aber vor allem im Osten Europas gewirkt. Sie wurde von jenen aufgenom-
men, die bereit waren, mutig für ihre Menschen- und Bürgerrechte zu käm-
pfen. Das gilt vor allem für den Mut der polnischen Arbeiter, für eine Revo- 
lution, die das Land von innerer und äußerer Unterdrückung befreit hat. „Soli- 
darność” war eine Freiheitsbewegung, die nicht nur den Auflösungsprozess  
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der Sowjetherrschaft beschleunigt hat. Sie hat weit über die Grenzen Polens  
hinaus gewirkt, und auch die friedliche Revolution in der damaligen DDR 
beeinflusst und damit die Wiedervereinigung Deutschlands ermöglicht.

Das hat das deutsch-polnische Verhältnis grundlegend verändert, denn mit 
der Wiedervereinigung Deutschlands wurden zwei Jahrhundertfragen ge-
löst: Zum ersten Mal seit 200 Jahren, als Napoleon im Jahr 1806 das Hei-
lige Römische Reich Deutscher Nation auflöste, gibt es keine „deutsche 
Frage” und auch keine „polnische Frage” mehr. Seit der Wiedervereinigung 
am 3. Oktober 1990 ist es ein für allemal geklärt, wo Deutschlands Grenzen 
verlaufen. Die endgültige Anerkennung der deutsch-polnischen Grenze war 
eine Vorbedingung für das wiedervereinigte Deutschland. Sie wurde im bi-
lateralen Grenzvertrag von 1990 und im Nachbarschaftsvertrag von 1991 
völkerrechtlich verbindlich und für alle Zeiten geklärt. Die Ostverträge Willy 
Brandts waren die Voraussetzung dafür.

Der Einfluss von „Solidarność” auf den deutschen Einigungsprozess zeigt, 
dass die deutsch-polnischen Beziehungen nicht nur auf leidvollen, sondern 
auch auf positiven Erfahrungen basieren. Für mich haben diese deutsch-pol-
nischen Beziehungen immer eine große Bedeutung gehabt. Als ich im Jahr 
1998 Kanzlerkandidat der SPD wurde, unternahm ich – noch als Minister-
präsident von Niedersachsen – meine erste Auslandsreise nach Warschau. 
Normalerweise führt die erste Reise eines Kanzlerkandidaten – auf Grund 
des besonderen deutsch-französischen Verhältnisses – immer nach Paris. 
Aber – und das habe ich damals bei meinem Besuch in Warschau betont – 
für mich waren und sind die deutsch-polnischen Beziehungen gleichwertig 
mit den deutsch-französischen. Das war die Grundlage der deutschen Außen-  
und Europapolitik meiner Bundesregierung, und das gilt für die heutige 
Bundesregierung ebenso.

Deutschland muss sich nicht mehr als Anwalt Polens in der Europäischen 
Union sehen. Polen ist heute ein selbstbewusstes und gleichberechtigtes 
Mitglied in der europäischen Staatenfamilie. Aber für meine Amtszeit galt 
noch, dass Deutschland Polen auf seinem Weg in die Europäische Union 
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kräftig unterstützen musste. Deutschland hat sich in diesem Sinne für den 
Beitritt von Polen zur NATO im Jahr 1999 und vor allem für den Beitritt zur 
Europäischen Union im Jahr 2004 eingesetzt. Ebenso wie in den schwieri-
gen Verhandlungen auf dem EU-Gipfel von Nizza im Jahr 2000. Im De- 
zember 2000 hatte ich in Warschau noch an der offiziellen Benennung des 
Willy-Brandt-Platzes in unmittelbarer Nachbarschaft des Ghetto-Denkmals 
teilgenommen. Vier Tage später ging es beim EU-Gipfel in Nizza darum, die 
EU-Integration Polens und der anderen osteuropäischen Staaten voranzu-
treiben. Ich habe mich damals für eine angemessene Stimmenzahl Polens  
in den europäischen Gremien eingesetzt, die der Größe und der politischen 
Bedeutung des Landes angemessen war.

Meine Zusammenarbeit mit den Ministerpräsidenten Buzek, Miller und Bel-
ka sowie mit Präsident Kwaśniewski, mit dem mich eine Freundschaft ver-
bindet, war stets eng und vertrauensvoll. Und diese Vertrauensbasis war 
auch wichtig beim EU-Beitritt Polens, den meine Bundesregierung vehe-
ment unterstützt hat. Einige werden es noch wissen: Beim EU-Gipfel in 
Kopenhagen im Jahr 2002 wäre der polnische Beitrittswunsch fast geschei-
tert, weil Polen darauf bestand, eine Besserstellung für seine Bauern zu er-
reichen. Die notwendigen Kompromisse sind durch materielle Zugeständnis-
se erreicht worden. Zum Beispiel wurde Polen bei den EU-Beihilfen für den 
ländlichen Raum besser gestellt. In dieser Nachtsitzung in Kopenhagen ha- 
be ich lange und auch hart mit Leszek Miller verhandelt – und mit Präsident 
Chirac, der dem Agrarkompromiss sehr skeptisch gegenüber stand. Am 
Ende gab es aber den Beschluss, der Deutschland mehrere Hundert Millio-
nen Euro an Mehrausgaben kostete. Diese Mehrausgaben waren in Deutsch-
land nicht populär – als Bundeskanzler musste ich sie politisch alleine ver-
treten. Aber sie waren richtig und notwendig, weil dieser Beschluss von 
Kopenhagen historisch war. Er führte zum EU-Beitritt der ostmitteleuropäi-
schen Staaten am 1. Mai 2004.

Für mich ist dieses Datum von großer Bedeutung für die neuere deutsche 
Geschichte. Denn nun ist Deutschland mit all seinen Nachbarstaaten freund-
schaftlich verbunden – „in guter Nachbarschaft”. Mit dem Beitritt der ost- 
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mitteleuropäischen Staaten hat sich eine historische Mission erfüllt, weil die 
jahrzehntelange, schmerzliche Trennung unseres Kontinents überwunden 
wurde. Auch wenn wir immer von der „Erweiterung“ der Europäischen Union  
sprechen: Es ist nicht so, dass Europa sich durch die Beitritte „ausgedehnt“ 
hat. Vielmehr sind Völker und Staaten, die seit langem Teil Europas sind, end- 
lich zurück in der europäischen Familie – und das gilt in erster Linie für Polen.

In das deutsch-polnische Verhältnis müssen immer wieder die grundsätzli-
chen Fragen des Umgangs mit der jüngeren deutschen Geschichte einfließen.  
Polen hat grausam unter deutschem Machtstreben und nationalsozialisti-
scher Gewaltherrschaft leiden müssen. Hitler-Deutschlands Überfall auf Po- 
len im Jahr 1939 war ein Verbrechen – mit einem einzigen Ziel: Unterwer-
fung und Vernichtung. Deshalb war und ist immer wichtig, die kommenden 
deutschen Generationen, die ja keine eigene Berührung mit der Zeit des 
Zweiten Weltkrieges haben, historisch aufzuklären; die Erinnerung wach zu 
halten. Denn es gibt keine Freiheit und keine Zukunft ohne Erinnerung. Ein 
Volk ist erst dann wirklich frei, wenn es sich seiner Geschichte – auch ihrer 
schlimmsten Teile – erinnert und verantwortungsbewusst damit umgeht. 
Dazu zählt auch das Schicksal der vom Nazi-Regime geknechteten Zwangs- 
und Sklavenarbeiter, das mich in den vergangenen Jahrzehnten immer sehr 
berührt und beschäftigt hat. Bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges mussten 
mehr als 8 Millionen ausländische Zwangsarbeiter und rund 4,5 Millionen 
Kriegsgefangene Sklaven- und Zwangsarbeit in Konzentrations- und Arbeits- 
lagern, in der Industrie und Landwirtschaft leisten. Ihr Schicksal hat deutsche  
Regierungen, auch deutsche Unternehmen jahrzehntelang nicht gekümert.  
Nicht einmal eine materielle Entschädigung gab es für eine Schande, die 
nicht wieder gutzumachen war.

Noch als Ministerpräsident von Niedersachsen hatte ich die großen deutschen  
Unternehmen zusammen geholt, die in der Nazi-Zeit von der Zwangsarbeit 
profitiert hatten. Ich wollte eine Stiftung, die Zahlungen an ehemalige Skla-
ven- und Zwangsarbeiter sowie ihre Nachkommen leisten sollte. Im Jahre 
2000 konnten Bundesregierung und Unternehmen diese Stiftung mit dem 
Namen „Erinnerung, Verantwortung und Zukunft” gründen. Wir alle wissen,  
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dass eine Geldzahlung nur eine symbolische Leistung für das erlittene Leid 
sein kann. Aber es sollte eine, wie ich finde, wichtige, Geste sein. Mehr als 
480.000 Opfer und ihre Nachkommen haben in Polen Leistungen der 
Stiftung erhalten. Das war ein für die Opfer, aber auch für Deutschland 
wichtiger Schritt.

Historische Verantwortung betrifft auch ein weiteres Thema der deutsch-pol- 
nischen Beziehungen. Wir wissen um das Leid aller Vertriebenen und Ge- 
flüchteten im Zweiten Weltkrieg. Und wo gäbe es einen passenderen Ort  
als Breslau, daran zu erinnern? In einer Stadt, aus der Deutsche vertrieben 
wurden und in der Polen eine neue Heimat fanden. Menschen, die ebenso 
aus ihrer alten Heimat vertrieben und zwangsumgesiedelt wurden. Eine 
Stadt, wie es der in Westgalizien geborene und hier aufgewachsene Adam 
Krzemiński einmal sagte, mit „deutschen Zeitungen unter zerfledderten  
Tapeten”, „zurückgelassenen Gegenständen auf dem Dachboden” und 
„Deutschen, die als große Abwesende mit am Küchentisch saßen”. Auch 
wenn wir nicht vergessen – oder auch nur relativieren –, wer den Krieg ver- 
brochen hat: Das Schicksal der Opfer, ob Deutsche oder Polen, ähnelte sich 
doch: Sie alle ließen Häuser, Erinnerungen und die Gräber ihrer Vorfahren 
zurück. Deshalb gilt es, an das Leid der Opfer immer wieder zu erinnern. 
Aber zugleich muss verantwortungsbewusst mit den historischen Folgen 
und Realitäten umgegangen werden. 

In meiner Amtszeit gab es Forderungen von deutschen Vertriebenenfunk-
tionären nach Eigentumsrückgaben und Entschädigungen durch Polen. An- 
lässlich der Einladung von Präsident Kwaśniewski an mich, am 60. Jahrestag 
des Warschauer Aufstandes im Jahr 2004 teilzunehmen – eine große histo-
rische Geste – war ich festen Willens, diese Debatte zu beenden. Damals 
sagte ich, dass es keine Restitutionsansprüche aus Deutschland geben wer-
de, die die Geschichte auf den Kopf stellten. Meine Bundesregierung werde 
diese Position auch vor allen internationalen Gerichten vertreten. Inzwischen 
hat der Europäische Gerichtshof in dieser Frage Rechtssicherheit geschaffen. 
Es gibt keine offenen Vermögensfragen mehr, die die deutsch-polnischen 
Beziehungen belasten können. Darüber bin ich sehr froh.
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Der britische Historiker Norman Davies schreibt in dem Buch „Im Herzen 
Europas“, dass wenn man über das Schicksal Polens nachdenke, man in der 
Tat zu den tiefsten Rätseln der Geschichte und der menschlichen Sterblichkeit 
gelange. Wenn Polen wirklich zerstört wurde, wie konnte es dann später 
wieder belebt werden? Wenn Polen wiederauferstand, dann muss es etwas 
geben, das seine physische Vernichtung überstand. Mich hat diese lange, 
schmerzvolle Freiheitsgeschichte beeindruckt, die eine besondere nationale 
Erinnerungskultur geschaffen hat. Häufig ist – nicht nur in Polen und nicht 
nur von Polen – gesagt worden: Solange Polen nicht frei ist, kann auch Eu- 
ropa nicht frei sein. Dieser Satz war richtig, und dieser Satz ist richtig. Durch 
den Krieg wurde Europa in seiner Mitte zerrissen. Der Riss wurde durch den 
Kalten Krieg noch tiefer. Nun wächst zusammen, was zusammengehört – 
wie es Willy Brandt am Tag nach dem Mauerfall sagte. Und er fügte hinzu: 
„Das gilt für Europa im Ganzen.“

Heute ist Polen frei und unabhängig, und findet in Bündnissen von Gleichen 
seine Sicherheit und seine Souveränität. Ein freies Polen in einem freien 
Europa. Erstmals seit vielen Jahrhunderten ist Polens Sicherheit nicht mehr 
bedroht. Im Gegenteil: Sie ist stärker und gefestigter als je zuvor. Denn uns 
verbindet weit mehr als ein gemeinsamer Markt mit offenen Grenzen. Uns 
verbinden gemeinsame Werte und eine gemeinsame Verfassung. Uns ver-
bindet die Pflicht zum Beistand in Europa und in der transatlantischen 
Allianz. Die NATO ist ein Solidaritätsbündnis, in dem es jedoch keine bi-
lateralen Sonderbeziehungen geben sollte. Im Vordergrund muss multilate-
rales Handeln stehen, bei dem es darum geht, Lösungen kooperativ und vor 
allem friedlich zu finden. Meine Bundesregierung hat das als Ansatz ihrer 
Außen-, Sicherheits- und Europapolitik so formuliert. Manch einer jenseits 
des Atlantiks hat versucht, diese Politik als das Denken des „alten Europa” 
zu verspotten. Das hat auch Resonanz in Teilen Europas gefunden. Ich erin-
nere mich zum Beispiel an den berühmten „Brief der Acht“. Mit verheeren-
den Folgen, die in einer falschen Irak-Kriegsentscheidung einen tragischen 
Höhepunkt erreichte. Wenn wir uns aber heute die internationale Politik 
anschauen, auch die der USA, dann sehen wir, dass die Prinzipien des „alten 
Europa” eben doch richtig sind.
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Wir Europäer müssen auch konstatieren, dass sich mit der globalen Wirt-
schafts- und Finanzkrise die Koordinaten der internationalen Politik weiter 
verschoben haben. Die sogenannten Schwellenländer haben wirtschaftlich 
und politisch an Macht gewonnen, vor allem China, Indien und Brasilien. 
Diese Macht drückt sich aus in zunehmender wirtschaftlicher Stärke, hohen 
Devisenreserven, Rohstoffmonopolen, aber auch in einer selbstbewussten 
Politik. Was hat das für Konsequenzen für Europa, einem wirtschaftlich star-
ken, aber politisch schwachen Kontinent? Die Europäische Union hat zwar 
enorme politische Potenziale, die sie aber nicht ausschöpft. Ich bin davon 
überzeugt, dass es unser gemeinsames Ziel sein muss, dass das vereinte 
Europa neben den USA und China zum entscheidenden dritten Pol in der 
globalen Politik wird. Das ist wichtig, weil die EU eine soziale, wirtschaft-
liche, kulturelle und politische Gemeinschaft ist, wie es sie sonst auf der 
Welt nicht gibt. Eine transnationale Einheit, die den Menschen ein Leben in 
Freiheit, in Frieden, in Wohlstand und in Sicherheit ermöglicht. Und damit 
ist sie ein Vorbild für andere Staaten und Regionen.

Wenn wir dieses Erfolgsmodell erhalten wollen, dann müssen wir zum ei- 
nen die Institutionen der Europäischen Union weiter reformieren, damit sie 
handlungsfähiger werden. Und zum anderen muss die EU strategisch wich-
tige Nachbarstaaten enger an sich binden. Konkret: Die Europäische Union 
muss ihre Beziehungen zu Russland weiter vertiefen. Für Willy Brandt waren 
die Beziehungen zwischen Deutschland und der damaligen Sowjetunion in  
seinem Konzept der guten Nachbarschaft von großer Bedeutung. Und zwar  
sowohl mit Blick auf die innerdeutschen Beziehungen, das bilaterale Ver-
hältnis zwischen Bundesrepublik und Sowjetunion als auch für die europä-
ische Sicherheitsarchitektur. Und auch heute sind die Beziehungen zwischen 
Europäischer Union und Russland für Frieden, Freiheit und Stabilität auf un- 
serem Kontinent elementar. Dafür brauchen wir eine konstruktive EU-Russ-
land-Politik. Das ist aus meiner Sicht auch eine historische Chance für Polen. 
Ich bin davon überzeugt, dass eine engere Partnerschaft zwischen Euro-
päischer Union und Russland nur mit, nicht gegen Polen möglich ist. Das ist 
nicht nur eine große Chance für Polen, sondern auch eine politische Ver-
antwortung, die Polen für die gesamte Europäische Union trägt. Und das gilt  
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auch für jene Teile des politischen Spektrums in Polen, deren Politik immer 
noch von anti-deutschen und anti-russischen Ressentiments geprägt ist. Eine 
solche Politik wird der europäischen Verantwortung Polens nicht gerecht.

Ich weiß wohl, dass eine engere Partnerschaft zwischen EU und Russland 
ohne eine historische Betrachtung der Dreiecksbeziehung zwischen Polen, 
Deutschland und Russland kaum möglich ist. Nach dem Niedergang des 
litauisch-polnischen Reiches war Polen über Jahrhunderte ein politischer 
Spielball zwischen Preußen und Deutschland auf der einen und Russland 
auf der anderen Seite. Die drei Teilungen im 18. Jahrhundert, der deutsche 
Überfall 1939 und die folgende Knechtung, die Gebietsverschiebungen 
nach 1945 und die sowjetische Unterdrückung haben – wer kann das nicht 
nachempfinden? – tiefe Spuren im kollektiven Gedächtnis des polnischen 
Volkes hinterlassen. Politik, das gilt nicht nur für Polen, bewegt sich häufig 
in diesen historisch definierten Spuren. Dabei kann es vorkommen, dass 
eine in der Vergangenheit verhaftete Politik den Blick in die Zukunft ver-
baut. Aber eine allein auf der Vergangenheit beruhende Politik, die sich 
zugleich gegen die Nachbarländer und die Europäische Union richtet, kann 
nicht erfolgversprechend sein.

Der neue polnische Präsident hat bei seinem Deutschland-Besuch hoff-
nungsvolle Aussagen gemacht, die die deutsch-polnischen und die polnisch-
russischen Beziehungen befördern können. Er hat betont, dass in den pol-
nisch-russischen Beziehungen Symbole zur Bewältigung der schwierigen 
Geschichte wichtig seien, aber wir uns nun um die Gegenwart kümmern 
müssten. Diese Position kann ich nur unterstützen.

Aus meiner Sicht sind die Beziehungen zwischen Europäischer Union und 
Russland aus zwei Gründen wichtig. Zum einen: Wir Europäer brauchen 
einen direkten Zugang zu den enormen russischen Rohstoff-Ressourcen, um 
Wohlstand und Arbeit bei uns auf Dauer zu sichern. In diesem Zusammenhang 
will ich hier auch keinen Bogen um das von Polen bekämpfte Projekt Nord 
Stream machen. Diese Pipeline richtet sich gegen niemanden. Im Gegenteil: 
Jedes Land war und ist eingeladen, davon zu profitieren. Deshalb gab es 
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auch das Angebot, Polen an diese Pipeline anzubinden. Mit Anteilseignern 
aus Russland, Deutschland, den Niederlanden und Frankreich ist Nord Stream 
ein durch und durch europäisches Projekt, das sieben EU-Länder beliefern 
wird. Ein Projekt, das auf eindeutigen Beschlüssen der europäischen Gre- 
mien beruht. Die EU erachtet Nord Stream als eines der vorrangigsten Ener-
gieprojekte von gesamteuropäischem Interesse, weil diese Gaspipeline die 
Energieversorgung ganz Europas sichert. Und das sei angemerkt: Es ist das 
größte Energieprojekt der Europäischen Union. Ein Infrastrukturprojekt von  
rund 7,4 Milliarden Euro, das in wirtschaftlich schwierigen Zeiten finanziert 
und gebaut werden kann. Für mich ist Nord Stream nicht nur ein Energie-
projekt, sondern auch ein großes Konjunkturprogramm, das in ganz Europa 
Tausende von Arbeitsplätzen in Energieunternehmen, Stahlwerken und Lo- 
gistikfirmen sichert.

Die Beziehungen zu Russland sind zum anderen deshalb wichtig, weil es 
Stabilität und Sicherheit auf unserem Kontinent nur im Rahmen einer ver-
lässlichen Partnerschaft mit diesem Land geben wird. Deswegen müssen wir 
Russland engst möglich in gemeinsame Sicherheitsstrukturen einbinden, um 
künftige Konflikte zu vermeiden. Es gibt genügend Themen, bei denen Eu- 
ropäer und Russen gemeinsame Interessen haben: Etwa bei der Abrüstung, 
der Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen, der Stabilisierung Af- 
ghanistans und bei der Befriedung des unruhigen Kaukasus. Es ist nach mei- 
ner Auffassung an der Zeit, Russland völkerrechtlich noch enger an die eu-
ropäischen Strukturen zu binden – und zwar im Rahmen einer Assoziierung. 
Dabei kann es um Felder gehen wie die Handelsliberalisierung bis hin zu 
einer Freihandelszone, gemeinsame Infrastrukturprojekte, einen engen poli-
tischen Dialog, vereinfachte Visaregeln und eine sicherheitspolitische Ko- 
operation. Wir erreichen damit eine Modernisierung in Russland, das sich 
an unser Werte- und Rechtssystem annähern wird. Und wir erreichen damit 
Stabilität für unseren Kontinent, denn gleiche Interessen führen zu gemein-
samem Handeln. Willy Brandt hat das Motto „Wandel durch Annäherung“  
für seine Ostpolitik verwendet. Auf das Heute übertragen, heißt es: In Russ-
land und in den Beziehungen zu Russland müssen wir einen Wandel durch 
Verflechtung und Integration erreichen.
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Ein weiteres wichtiges Thema der Zusammenarbeit zwischen Europäischer 
Union und Russland ist die Zukunft des postsowjetischen Raumes zwischen 
Europäischer Union und Russischer Föderation. Dieser Raum darf weder als 
„Puffer” noch als „Interessensphäre” definiert werden. Das gilt für die rus-
sische, das gilt aber auch für die US-Außenpolitik, die sich – zum Glück – in 
den vergangenen zwei Jahren von ihrem konfrontativen Ansatz gegenüber 
Russland verabschiedet hat. Der Ansatz der Bush-Administration, insbeson-
dere die Ukraine und Georgien gegen Russland zu instrumentalisieren, ist 
gescheitert. Ich bin davon überzeugt, dass ein Annäherungsprozess der 
Ukraine an die Europäische Union nur dann möglich sein kann, wenn sich 
auch Europäische Union und Russland annähern. Das ist auch eine Aufgabe 
für die polnische Politik, die mit einer Verbesserung des Verhältnisses zu 
Russland auch der europäischen Perspektive der Ukraine dient.

Die Westbindung und eine Partnerschaft mit Russland schließen einander 
nicht aus. Sondern im Gegenteil: Westbindung und die Verankerung im 
transatlantischen Bündnis ermöglichen gerade eine Partnerschaft mit Russ-
land. In den vergangenen Monaten haben sich die Beziehungen zwischen 
Polen und Russland wesentlich verbessert – auch weil wir nach dem tragi-
schen Unglück von Smolensk angemessene und mitfühlende Reaktionen er-
lebt haben. Auch der Besuch des russischen Ministerpräsidenten in Danzig 
im letzten Jahr anlässlich des Gedenktages des Ausbruchs des Zweiten Welt-
krieges war als Geste zu verstehen. Die russische Politik gegenüber Polen hat 
sich erkennbar verändert. Ich bin davon überzeugt, dass dies ernst gemein-
te und wichtige Schritte sind, die das Verhältnis zwischen Polen und Russ-
land tiefgehend und langfristig verbessern können, wenn sie auf der pol-
nischen Seite auf positive Resonanz stoßen. Die weitere Entwicklung wird  
in ganz Europa, aber besonders in Deutschland mit großem Interesse ver-
folgt. Diese positive Entwicklung muss die Europäische Union und muss 
Deutschland bestärken. 

Wir brauchen dazu auch eine Wiederbelebung von politischen Formaten. 
Ich freue mich, dass der neue polnische Präsident zu einer Sitzung des „Wei-
marer Dreiecks” zwischen Deutschland, Frankreich und Polen eingeladen 
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hat – und zwar auf der Ebene von Staats- und Regierungschefs, so wie wir 
das früher hatten. Ich habe in diesem Format oft mit Jacques Chirac und 
Aleksander Kwaśniewski über die EU-Integration Polens und die Beziehungen 
zu Russland gesprochen. Das Weimarer Dreieck diente in erster Linie der An- 
näherung Polens an die Europäische Union. Diesen Auftrag hat es erfüllt. 
Was wir jetzt aus meiner Sicht aber brauchen, ist eine Art Weimarer Viereck 
unter Einbeziehung des russischen Präsidenten, um die Annäherung Russ- 
lands an die Europäische Union zu befördern. Deutschland, Polen und 
Frankreich sollten ein Gesprächsangebot an Russland formulieren. Welche, 
wenn nicht diese drei Länder, wären auf Grund der gemeinsamen Ge- 
schichte, der traditionellen Beziehungen, aber auch der Zukunftsaussichten 
besser geeignet, die Beziehungen zu Russland auf eine auch in Zukunft si-
chere Basis zu stellen? Eine EU-Assoziierung Russlands wäre die richtige Basis.

Wir Deutsche bleiben dem Ansatz von Willy Brandt verpflichtet, eine Politik 
der guten Nachbarschaft zu machen. Heute müssen wir Deutsche diese 
Nachbarschaftspolitik aber nicht mehr aus dem begrenzten Bereich eines 
geteilten Landes heraus führen, dessen beide Landesteile sich in konfronta-
tiven Blöcken gegenüber standen. Die Aufgabe der heutigen deutschen und 
europäischen Politikergeneration ist es, diese Politik auf Europa zu übertra-
gen. Eine moderne, integrative Ostpolitik muss ihren Blick auf Russland und 
den Raum zwischen Russland und Europäischer Union richten. Polen hat 
dabei eine besondere Verantwortung. Kooperation und Dialog, statt Kon-
frontation und Schweigen, sind dafür notwendig. Ich blicke positiv in die 
Zukunft: Deutschland und Polen sind enge Partner und gute Nachbarn. 
Deutsche und Polen fühlen sich freundschaftlich verbunden. Unsere ge-
meinsame Verpflichtung ist es, diese Politik der guten Nachbarschaft in ganz 
Europa zu pflegen. 
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 Prof. dr.habil Krzysztof Ruchniewicz

Direktor des Willy-Brandt-Zentrums

für Deutschland- und Europastudien

an der Universität Wrocław

Der Auftritt von Gerhard Schröder, Bundeskanzler a.D., in der Aula Leo-
poldina der Universität Wrocław hatte einen ganz besonderen Charakter. 
Der Bundeskanzler würdigte seinen Vorgänger Willy Brandt, einen Staats-
mann, der sich wie kein anderer deutscher Politiker – um die positive Ent-
wicklung der deutsch-polnischen Beziehungen verdient gemacht hat. 

Ohne zu übertreiben kann man feststellen, dass Willy Brandt einen Prozess 
in Gang gesetzt hat, von dem wir noch heute profitieren. Das hat auch 
Bundeskanzler a.D. Gerhard Schröder noch einmal unterstrichen. Zwischen 
den 70er Jahren des vergangenen Jahrhunderts und den ersten zehn Jahren 
des Neuen besteht jedoch ein großer Unterschied. Polen und Deutschland 
sind inzwischen Partner. Ihre Beziehungen sind nicht mehr durch einen 
„Fatalismus der Feindschaft“ bestimmt, sondern durch gemeinsame Interes-
sen in einem vereinten Europa. Für Polen waren die vergangenen zwanzig 
Jahre nicht einfach. In kürzester Zeit musste das Land mit der kommunis-
tischen Vergangenheit abschließend eine demokratische Staatsstruktur auf- 
bauen und die Wirtschaft vollkommen umstellen. Darüber hinaus musste 
Polen neue Beziehungen zu seinen Nachbarn aufbauen. Bundeskanzler 
Schröder hat mehrfach bewiesen, dass er Polen gegenüber offen ist, auch 
in historischen Fragen. Hatte er dabei eine einfachere Aufgabe als sein gro-
ßer Vorgänger? Willy Brandt und sein spontaner Kniefall vor dem Denkmal 
für die Opfer des Warschauer Ghettoaufstandes in Warschau wurde zu ei-
nem Symbol, auch wenn man erst nach Jahren – ähnlich wie im Fall des 
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mutigen Briefes der polnischen Bischöfe an ihre deutschen Amtsbrüder aus 
dem Jahr 1965 – den entscheidenden Charakter dieses Ereignisses gewürdigt  
hat. Willy Brandt hat damit erstmals eine moralische Komponente in die  
deutsch-polnischen Beziehungen eingeführt und mit dieser symbolischen 
Geste seine Gefühle und sein Verantwortungsbewusstsein zum Ausdruck ge-
bracht. Besonders treffend fasste dies der deutsche Journalist Hermann 
Schreiber zusammen: „Wenn dieser nicht religiöse, für das Verbrechen nicht 
mitverantwortliche, damals nicht dabei gewesene Mann nun dennoch auf 
eigenes Betreiben seinen Weg durchs ehemalige Warschauer Getto nimmt 
und dort niederkniet – dann kniet er da also nicht um seinetwillen. Dann 
kniet er, der das nicht nötig hat, da für alle, die es nötig haben, aber nicht 
da knien – weil sie es nicht wagen oder nicht können oder nicht wagen 
können. Dann bekennt er sich zu einer Schuld, an der er selber nicht zu 
tragen hat, und bittet um eine Vergebung, derer er selbst nicht bedarf. Dann 
kniet er da für Deutschland“. 

Wir müssen uns daran erinnern, dass die deutsch-polnischen Beziehungen 
während der Regierungszeit von Bundeskanzler Schröder, obwohl in ande-
rer Form und unter vollkommen anderen Bedingungen, auch nicht einfach 
waren. Lebhaft wurden damals europäische Fragen wie die Teilnahme Eu- 
ropas am Irakkrieg oder der Verlauf der Nordstream Pipeline diskutiert. In 
Deutschland wurde auch über die Behandlung der Deutschen während des 
II. Weltkrieges und den ersten Nachkriegsjahren diskutiert. Obwohl sich die 
Meinungen dazu in Polen und Deutschland unterschieden, hielt Bundes-
kanzler Schröder an der Vertiefung der Beziehung der beiden Länder fest 
und setzte sich für einen kontinuierlichen Dialog ein. Mit seinem entschie-
denen „Nein“ gegen die Eigentumsansprüche einer Gruppe von Deutschen 
gegenüber den Polen hat er an der Weichsel viele Befürworter gewonnen. 

Mit Sicherheit kann sich Bundeskanzler Schröder damit in die Politik seiner 
großen Vorgänger einreihen. Betonenswert ist auch das Engagement des 
Kanzlers für den Dialog zwischen Europa und Russland, und damit auch 
zwischen Polen und Russland. Seine Aufforderung, das heutige Russland 
ohne Emotionen und Abneigung zu betrachten, verdient Beachtung und 
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Respekt. Als Breslauer und Mitarbeiter der hiesigen Universität müssen  
wir auch die Verdienste von Gerhard Schröder für die Entwicklung der Zu- 
sammenarbeit in der Wissenschaft in Erinnerung behalten. Durch die Unter-
stützung des Kanzlers und in seiner Anwesenheit wurde die Vereinbarung 
zwischen unserer Hochschule und dem DAAD über die Gründung des 
Zentrums für Deutschland- und Europastudien unterschrieben. Kein Zufall, 
dass dabei gerade Willy Brandt als Namenspatron gewählt wurde. 
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V.l.: Bundeskanzler a.D. Gerhard Schröder, Knut Dethlefsen, Leiter des Büros der Friedrich-Ebert-Stiftung in 
Polen, und Aleksander Kwaśniewski, polnischer Staatspräsident a.D., verfolgen die Eingangsrede des Rektors 
der Breslauer Universität, Prof. Dr. Marek Bojarski.

Od lewej: kanclerz federalny Gerhad Schröder, Knut Dethlefsen, dyrektor Fundacji im. Friedricha Eberta  
w Polsce, prezydent Aleksander Kwaśniewski słuchają przemówienia rektora Uniwersytetu Wrocławskiego prof. 
Marka Bojarskiego.



Im Leopoldinum der Breslauer Universität spricht Gerhard Schröder über die zukünftigen Herausforderungen 
für Europa.

W Auli Leopoldyńskiej Gerhard Schröder mówi na temat wyzwań stojących przed Europą.
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